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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern vertritt die Interessen 

der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

________________________________________________________________________ 
 

In Ergänzung seiner Stellungnahme Nr. 21/12 vom 15. März 2012 äußert sich der DAV zur Stel-
lungnahme des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) vom 15. März 
2012 wie folgt.  
 
Mit Blick auf die wirtschaftlichen Interessen der Anwaltschaft ist es zu begrüßen, wenn die finan-
zielle Belastung durch die Prämien für die gesetzliche Haftpflichtversicherung bei der PartG mbB 
möglichst niedrig ist. Es erscheint dem DAV jedoch zweifelhaft, ob die Stellungnahme des GDV 
hinreichende Argumente bringt, um zu rechtfertigen, von der im RefE vorgeschlagenen Regelung 
und damit von der Gesetzeslage bei der RA-GmbH bzw. RA-AG abzuweichen und als Folge den 
Schutz für die Mandanten zu reduzieren.  
 
Der GDV argumentiert, zwischen der RA-GmbH und der PartG mbB gebe es wesentliche Unter-
schiede. Genannt werden in diesem Zusammenhang nicht rechtliche Unterschiede, die für die 
Mandanten zu einer unterschiedlichen Risikolage führen würden. Genannt wird der faktische 
Größenunterschied: Eine Reihe von PartG sei wesentlich größer als die meist kleinen RA-GmbH. 
Es gibt jedoch nicht nur große und sehr große PartG, es gibt auch große und sehr große RA-
Gesellschaften in der Rechtsform der GmbH oder AG, etwa Beiten Burkhardt, Luther und Schil-
ling Zutt Anschütz, mit erheblichen zweistelligen Gesellschafterzahlen.  
 
Die Schwierigkeiten bei der Berechnung der in den Bilanzen der Versicherer zu bildenden Rück-
stellung hängen nach Ansicht des DAV nicht von der Zahl der Partner ab. Diese Schwierigkeiten 
bestehen auch bei der Haftpflichtversicherung kleiner PartG oder Sozietäten, ja auch bei der 
eines Einzelanwalts. Mit der Zahl der Anwälte steigt nicht die Schwierigkeit der Berechnung, 
sondern die Höhe des Rückstellungsbetrages.  
 
Der GDV meint weiter, der Vorschlag des RefE bringe bei PartG mbB mit 100 Partnern für die 
Versicherungswirtschaft große Probleme und würde, wenn die Versicherer überhaupt zum Ver-
tragsschluss bereit seien, zu einer erheblichen Verteuerung des Versicherungsschutzes für die 
Kanzleien führen.  
 
Demgegenüber ist unser Verständnis des RefE, dass mit der Partnerzahl nur die jährliche Min-
destgesamtleistung des Versicherers steigt, nicht aber die Mindestversicherungssumme im ein-
zelnen Schadensfall. Letztere beträgt auch bei einer PartG mbB mit 100 Partnern nur € 2.5 Mio. 
je Schadensfall. Die vorgenannten großen RA-Kapitalgesellschaften hatten offensichtlich keine 
Schwierigkeit, die inhaltlich identische Haftpflichtversicherung einzudecken, und die Höhe der 
Prämien war offenbar kein nennenswertes Problem.  
 
Wenn jeder von 100 Partnern einer PartG mbB jährlich einen Schadensfall von € 2.5 Mio. verur-
sacht, ergibt sich für den Versicherer für dieses Jahr eine Gesamtleistung von € 250 Mio. Der 
Versicherer müsste dieselbe Gesamtleistung auch erbringen, wenn 100 bei ihm für jeweils € 2.5 
Mio. versicherte Einzelanwälte in ein und demselben Jahr jeder einen Schadensfall von € 2.5 
Mio. verursachen würde. 
 
Es mag sein, dass eine wegen der besonders hohen Partnerzahl bei der PartG mbB besonders 
hohe Mindestgesamtleistung pro Jahr dazu führen kann, dass nur ein sehr großer Versicherer 
diese PartG mbB versichern kann. Der DAV hat aber Zweifel, ob dieser Aspekt der Struktur des 
Versicherungsmarktes tragfähig genug ist, um, wie vom GDV vorgeschlagen, im Vergleich mit 
der RA-GmbH eine Kappung der Mindestgesamtleistung und damit letztlich des Versicherungs-
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schutzes für die Mandanten zu rechtfertigen. Es geht aus unserer Sicht eher um den Schutz der 
Mandanten als von kleinen und mittelgroßen Versicherern.  
 
Was die angebliche erhebliche Verteuerung des Versicherungsschutzes angeht, nennt der GDV 
leider keine konkreten Zahlen. Die vorerwähnten Beispiele von großen RA-Kapitalgesellschaften 
zeigen, dass die Prämienhöhe in der Praxis bisher kein Hindernis gewesen ist. Von Kanzleien in 
der Rechtsform der PartG sind insoweit keine kritischen Stimmen laut geworden. Im Gegenteil, 
von sehr großen PartG, die PartG mbB werden wollen, weiß der DAV, dass nach den Ermittlun-
gen dieser PartG die dann eintretende Erhöhung der Prämien keine entscheidende Größenord-
nung haben wird. Ein Grund dafür dürfte sein, dass nach einer kürzlichen Erhebung von Kilian 
schon jetzt sehr viele Anwälte einen wesentlich höheren Versicherungsschutz eindecken als die 
gesetzliche Mindesthöhe von € 250.000 (vgl. Kilian NJW 2011, 3413 und Freisfeld in FAZ vom 
02.02.12). Zudem ist zu bedenken, dass sich die mit wachsender Partnerzahl steigende Prämie 
auf eine wachsende Partnerzahl verteilt. Die Belastung für den einzelnen Partner ändert sich 
also nicht.  
 
Von Großkanzleien, die sich freiwillig sehr hoch versichern, ist zu hören, dass im Versiche-
rungsmarkt nach den bisherigen Erfahrungen eine sehr hohe Versicherungssumme zu Schwie-
rigkeiten führen kann, nicht aber die Mindestgesamtleistung.  
 
Der GDV schlägt vor, bei der Ermittlung der Mindestgesamtleistung durch Multiplikation der Min-
destversicherungssumme von € 2.5 Mio. mit der Partnerzahl den Multiplikator Partnerzahl auf 
zehn zu begrenzen. Wieso gerade der Multiplikator zehn Risiko - und aus der Sicht der Mandan-
ten - schutzadäquat sein soll, wird leider nicht begründet und noch weniger mit versicherungssta-
tistischem und versicherungsmathematischen Berechnungen untermauert.  
 
Der DAV befürchtet, dass ohne eine solche Untermauerung die vom GDV vorgeschlagene Kap-
pung des Multiplikators Partnerzahl rechtspolitisch für die Einführung der PartG mbB insgesamt 
zu Akzeptanzproblemen führen wird, weil nicht belastbar zu vermitteln ist, wieso die jährliche 
Mindestgesamtleistung bei einer PartG mbB von 100 Partnern nicht höher sein muss als bei ei-
ner PartG mbB von zehn Partnern. 
 
Wie wenig sinnhaft der Vorschlag des GDV ist, zeigt die Tatsache, dass ab zehn Partnern die 
jährliche Mindestgesamtleistung bei einer PartG mbB nicht höher ist als bei einer GbR mit 100 
Partnern, was zur Folge hat, dass das Ziel, den Wegfall der persönlichen Haftung durch eine 
erhöhte Mindestversicherungssumme pro Partner zu kompensieren, bei der vom GDV vorge-
schlagenen Beschränkung des Multiplikators der Partnerzahl vollständig konterkariert würde. 
 
Aus allen diesen Gründen hat der DAV Zweifel, ob die Stellungnahme des GDV hinreichend trag-
fähig ist, um in der Ausgestaltung der Haftpflichtversicherung von dem Vorschlag des RefE ab-
zuweichen und damit in der Frage der Mindestgesamtleistung den Schutz der Mandanten zu 
reduzieren, so wünschenswert diese Abweichung mit Blick auf die wirtschaftlichen Interessen 
großer PartG mbB auch sein würde.  


